
Wirkens des Wertgesetzes sind, gestört, so bedeutet 
das nicht nur, daß im Einzelfall das Wirken des Wert­
gesetzes für unsere ökonomische Entwicklung nicht 
genutzt wird, sondern es bedeutet auch immer, daß die 
Entfaltung des Gesetzes der planmäßigen (proportio­
nalen) Entwicklung der Volkswirtschaft gehemmt wird, 
daß also letzten Endes auch ein Nachteil, ein Schaden 
zu Lasten der ganzen Volkswirtschaft ausgelöst wird. 
Treten solche Störungen der einzelnen Zivilrechtsver­
hältnisse in großer Zahl auf, so kann das schließlich 
zur Folge haben, daß planwidrige, disproportionale Ent­
wicklungen im Rahmen der gesamten Volkswirtschaft 
ausgelöst werden.

Die juristische Durchsetzung des Gesetzes der plan­
mäßigen (proportionalen) Entwicklung erfolgt, da es 
durch verbindliche Weisungen am wirksamsten un­
mittelbar realisiert werden kann, in erster Linie mit 
den Mitteln des Verwaltungsrechts. Hieraus ergeben 
sich die vielen Berührungsflächen zwischen Verwal­
tungsrecht und Zivilrecht. Sie treten besonders bei der 
Anwendung des Prinzips der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung in Erscheinung. Auf dem 21. Plenum 
bezeichnete der 1. Sekretär des ZK der SED, Walter 
U 1 b r i c h t, als einen Wesenszug der wirtschaftlichen 
Rechnungsführung die Vereinigung der zentralisierten 
Leitung durch den Staat mit der wirtschaftlich-opera­
tiven Selbständigkeit eines jeden Betriebes. „Die wirt­
schaftlich-operative Selbständigkeit zielt darauf ab, dem 
Betrieb, seiner Belegschaft und dem leitenden Personal 
bei der Erfüllung der Planaufgaben weitgehende Ini­
tiative zu ermöglichen. Diese Form der Vereinigung der 
zentralisierten Leitung mit der wirtschaftlich-operativen 
Selbständigkeit wird in vielen Fällen von den Mitarbei­
tern der Hauptverwaltungen und Ministerien in einen 
bürokratischen Zentralismus verfälscht.. ,“1). Dessen 
Formen sind besonders die Störung der zivilrechtlichen 
Beziehungen durch verwaltungsrechtliche Anweisungen. 
Das bedeutet letzten Endes eine Störung der Leitung 
der Volkswirtschaft. Denn die Übertragung der 
wirtschaftlichen Selbständigkeit an die Betriebe im 
Rahmen des allgemeinen Vertragssystems bedeutet die 
Schaffung einer bestimmten Form der dezentralisierten 
Leitung der Wirtschaft, die zu allen anderen Leitungs­
maßnahmen in einem bestimmten Verhältnis steht und 
die eben nicht verletzt werden kann, ohne daß gleich­
zeitig das Verhältnis des allgemeinen Vertragssystems 
zur gesamten Leitung der Volkswirtschaft gestört wird.

Wir hatten schon ausgeführt, daß der Gesetzgeber 
zur gesetzlichen Regelung gesellschaftlicher Verhält­
nisse das Zivilrecht besonders dort wählt, wo es sich 
um die Durchsetzung des Wertgesetzes auf der Grund­
lage der Äquivalenz handelt. Damit entscheidet sich 
der Gesetzgeber für eine bestimmte Methode der ge­
setzlichen Regelung. Der Methode eines Rechtszweiges 
in Verbindung mit dem Gegenstand seiner Regelung 
ist es eigen, daß sie die wirksamste Form darstellt, um 
die aktive Einwirkung des Rechts als Teil des Über­
baus auf die Basis und damit auf die Produktion zu 
verwirklichen. Die Methode des Zivilrechts ist beson­
ders dazu geeignet, bei der Anwendung des Wert­
gesetzes die Initiative der Beteiligten zu entfalten. Sie 
ist daher das wirksamste Mittel der dezentralisierten 
Leitung der Wirtschaft durch den Staat. Diese beson­
dere Methode des Zivilrechts ist zu finden in dem 
Grundsatz der gleichen Rechtsstellung der Beteiligten, 
im Grundsatz der materiellen Verantwortlichkeit, im 
Grundsatz der Wiederherstellung einer verletzten 
Rechtslage und der klageweisen Geltendmachung der 
Rechte auf der Grundlage der Parteieninitiative. Nach 
dieser Methode kann das Wirken des Wertgesetzes be­
sonders unter Ausnutzung des Prinzips der materiellen 
Interessiertheit zur Geltung gebracht werden. Das Prin­
zip der materiellen Interessiertheit ist in der Über­
gangsperiode ein allgemeiner Ausdruck der Verbin­
dung der persönlichen Interessen mit den Interessen 
der Gesamtheit. Das Zivilrecht ermöglicht es, die Akti­
vität und die Initiative der Beteiligten möglichst weit­
gehend zur Entfaltung zu bringen. Damit werden 
gleichzeitig die Voraussetzungen geschaffen, um bei der 
Realisierung der gesellschaftlichen Beziehungen die i)
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besonderen Bedingungen der wirtschaftlichen Tätigkeit 
der Beteiligten zu berücksichtigen.

Die Methode des Zivilrechts kann sich nur dann als 
eine aktive Kraft des Überbaus bewähren, wenn sie 
im Einzelfall auch zur Realisierung der Rechtsverhält­
nisse führt. Wenn heute noch in zahlreichen Fällen 
Vertragsstrafen gegenseitig amnestiert werden, so muß 
das dazu führen, daß die Funktion des Rechts nicht 
wirksam wird, daß die Ökonomik nicht entwickelt wird.

Das Verhältnis zwischen dem Gesetz der planmäßigen 
(proportionalen) Entwicklung der Volkswirtschaft und 
dem Wertgesetz findet in der Ebene des Rechts seine 
Widerspiegelung besonders in den Beziehungen 
zwischen den Bestimmungen über die Planung und 
dem Zivilrecht. Es braucht an dieser Stelle nur der 
schon oft gegebene Hinweis wiederholt zu werden, 
daß die Verträge auf der Grundlage des allgemeinen 
Vertragssystems die Aufgabe haben, die Planung mit 
vorzubereiten, zu konkretisieren und durchzuführen. 
Die Methode der Planung in der DDR wird in steigen­
dem Maße dadurch gekennzeichnet, daß die Planung 
„von unten“ beginnt, daß sie weitgehend verlagert wird 
in die sozialistischen Betriebe und die Landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften. Der Beschluß des 
Ministerrats vom 16. Dezember 1954 über die Verein­
fachung der Planung in der volkseigenen Industrie 
(GBl. S. 947) fordert in seiner Präambel „die Herstel­
lung einer festen Verbindung der Betriebsplanung mit 
dem Vertragssystem“. Die Aufgaben des Jahresplanes 
finden auf Grund der vorliegenden Verträge ihre Ver­
feinerung und Konkretisierung im Quartalsplan. In 
der Landwirtschaft wurde mit der Abschaffung des 
Viehhalteplanes der Schwerpunkt der Planung in die 
landwirtschaftlichen Betriebe verlagert. Die höhere 
Qualität der neuen Planung in der Viehhaltung kann 
nur auf der Grundlage der Jahresaufkaufverträge wirk­
sam werden.

Das Zivilrecht ist somit im Rahmen der dezentralisier­
ten Leitung auch ein wichtiges Instrument zur Vorbe­
reitung und Durchführung der Planung. Unzureichende 
Anwendung des Zivilrechts bedeutet Störung der Pla­
nung und der Plandurchführung.

Der Plancharakter der Verträge im Rahmen des all­
gemeinen Vertragssystems äußert sich besonders in der 
mit Hilfe der Verträge durchgeführten planmäßigen 
Verteilung der Produktion.

Haben wir bisher unsere Aufmerksamkeit der Be­
deutung des Zivilrechts bei der Planung „von unten“ 
zugewandt, der Planung im Rahmen der dezentrali­
sierten Leitung, ‘so besteht gerade im jetzigen Augen­
blick des Standes der Gesetzgebung besondere Ver­
anlassung, daß wir uns auch mit der Bedeutung des 
Ziyilredits bei der Planung im Bereich der zentrali­
sierten Leitung der Volkswirtschaft befassen. Unsere 
gesetzlichen Bestimmungen haben schon seit Jahren die 
Forderung aufgestellt, daß zwischen den Wirtschafts­
organen, die zentral für den Absatz, und den Wirt­
schaftsorganen, die zentral für die Versorgung mit 
Erzeugnissen eines Wirtschafts- oder Industriezweiges 
verantwortlich sind, Globalverträge abgeschlossen wer­
den. Der Entwurf der neuen Vertragsverordnung be­
sagt, daß die Globalverträge „der Koordinierung der 
Pläne verschiedener Wirtschafts- und Industriezweige, 
der planmäßigen Organisierung der wechselseitigen Be­
ziehungen der Betriebe verschiedener Wirtschafts- und 
Industriezweige“ dienen. Bei einer solchen Aufgaben­
stellung kann kein Zweifel darüber sein, daß die Glo­
balverträge als Verträge des Zivilrechts sich unmittel­
bar als Planungsmaßnahmen darstellen. Es sind Zwei­
fel geäußert worden, ob die Beziehungen zwischen den 
zentralen Absatz- und Versorgungsorganen sich noch als 
Gegenstand des Zivilrechts darstellen. Es handelt sich 
um Verhältnisse der Warenzirkulation, was auch da­
durch nicht ausgeschlossen wird, daß unmittelbare 
Partner der lokalen Verträge die jeweils untergeord­
neten Betriebe sind. Wenn unter diesen Umständen die 
Form des Zivilrechts gewählt wird, so auch wegen der 
schon aufgezeigten besonderen Methode des Zivilrechts, 
die sich hier fördernd auf den Abschluß und die Durch­
führung der Global Verträge auswirken soll. Denn die 
Methode des Zivilrechts gewährt eine intensive Kon­
trolle der Durchführung unter Mitwirkung der Partner
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